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Kurzfragebogen für eine Weiterbildungsmaßnahme, die von einer fachkundigen Stelle zugelassen wurde

Angaben des Bildungsträgers / der Schule gem. §176 i.V.m. §§ 179 und 180 SGB III 

[image: image2.jpg]


	Es liegt bereits ein gültiger Maßnahmebogen eines anderen SGB II/ SGB III Trägers vor
	 FORMCHECKBOX 
 nein, in diesem Fall muss der Kurzfragebogen ausgefüllt werden zur Beantragung eines Maßnahmebogens des Jobcenter EN
 FORMCHECKBOX 
 ja, in diesem Fall muss der Kurzfrage​bogen nicht ausgefüllt werden. Der bereits vorliegende Maßnahmebogen wird vom Jobcenter EN als Zahlungsgrundlage akzeptiert. 


Anlässlich der Vorlage eines Bildungsgutscheins des Jobcenters EN und der Anmeldebescheinigung bitte ich um Übersendung des Maßnahmebogens. Es handelt sich um eine von einer akkreditierten fachkundigen Stelle (FKS) für die Förderung nach dem Recht der Arbeitsförderung zugelassene berufliche Weiterbildung. Die in diesem Fragebogen genannten Bedingungen stimmen mit den der Zulassung zugrunde liegenden Bedingungen überein. Eine Kopie des Bildungsgutscheins, des Träger- und Maßnahmezertifikats ist beigefügt.
	Zertifikatsnummer der Maßnahme
	     

	Zulassungszeitraum der Maßnahme
	von       bis      

	Zulassungszeitraum des Trägers
	von       bis      

	Fachkundige Stelle
	     


Angaben zum Bildungsträger

	Name
	     

	Straße, Nummer
	     

	PLZ, Ort
	     

	Betriebsnummer
	     

	Ansprechpartner/in beim Bildungsträger
	     

	Telefon
	     

	Fax
	     

	E-Mail
	     

	Träger-EMail-Adresse für den Austausch personenbezogener Daten (wenn vorhanden)
	     


Angaben zum Maßnahmeort

	Straße, Nummer
	     

	PLZ, Ort
	     

	Ansprechpartner/in am Maßnahmeort
	     

	Telefon
	     

	Fax

	     

	E-Mail
	     


Ansprechpartner/in beim Jobcenter EN

	Name 
	Frau Neuhaus

	Telefon 
	02336 9339-31

	Fax 
	02336 931-3931

	E-Mail 
	s.neuhaus@en-kreis.de


Angaben zur Maßnahme
	1. Ziel/Bezeichnung der Maßnahme      

	2. Maßnahmeinhalte bitte detaillierte (Darstellung, kein Verweis auf Flyer etc.! )

	3. Teilnehmerkapazität      

	4. Maßnahmeverlauf

 FORMCHECKBOX 
 Feststehender Maßnahmeverlauf
Beginn                     Ende      
 FORMCHECKBOX 
 Individueller Maßnahmeverlauf
Laufende Einstiegsmöglichkeiten
Regelverweildauer:      
(anzugeben: Tage/Wochen/Monate)

Gesamtstunden      
Einstieg in Module

(siehe Eintrag bei Nr. 8 )

Anzahl der Module      
Gesamtstunden      

	5. Zugangs-/Aufnahmevoraussetzungen (Allgemeinbildung, Berufsausbildung, Berufspraxis):
     

	6. Abschluss/Prüfung

 FORMCHECKBOX 
  Die Maßnahme endet mit einer Prüfung:

      FORMCHECKBOX 
 Gesellen-. Facharbeiter-, Gehilfenprüfung (nach HwO oder BBiG)

      FORMCHECKBOX 
 Staatliche Prüfung (bei bundes- oder landesrechtlich geregelten Berufen)

      FORMCHECKBOX 
 Trägerinterne Prüfung

      FORMCHECKBOX 
 sonstige Prüfung:      
 FORMCHECKBOX 
 die Maßnahme endet ohne eine Prüfung (nur Teilnahmenachweis)


	7. Unterrichtsart/-zeiten

Unterrichtsart

 FORMCHECKBOX 
 Vollzeit       Std./Woche  FORMCHECKBOX 
Teilzeit       Std./Woche    FORMCHECKBOX 
 Berufsbegleitend       Std./Woche

 FORMCHECKBOX 
 Die Weiterbildung umfasst Selbstlernphasen bzw. Telelearning, 

    wenn ja, in welchem Umfang      
Unterrichtszeiten (z.B. Montags-Freitag 8:00 bis 15:30 Uhr)

     


	8.
	Maßnahmeabschnitte/ Module (ggf. Anlage beifügen)

von                   bis
	An​zahl der Tage
	Unter​richts​einhei​ten

UE
	Unterrichtsart Unterricht/Praktikum/ Ferien/ Berufsschule/ Prüfung
	Ggf. abweichen​der Schulungs​ort
	Ggf. Kosten pro Modul

	1.
     
	     
	     
	     
	     
	     
	     
	     

	9. Kosten

Von der fachkundigen Stelle sind Maßnahmekosten in Höhe von
       Euro je Teilnehmerin/Teilnehmer zugelassen worden.
Von der fachkundigen Stelle sind Maßnahmekosten in Höhe von
       Euro je Teilnehmerstunde zugelassen worden.

In den Maßnahmekosten enthalten sind Kosten für:

 FORMCHECKBOX 
 Lehrgangskosten
 FORMCHECKBOX 
 Arbeitskleidung

 FORMCHECKBOX 
 Lernmittel
 FORMCHECKBOX 
 Kosten für notwendige Eignungsfeststellungen
 FORMCHECKBOX 
 Prüfungsgebühren/Kosten für die Anfertigung von Prüfungsstücken sowie sonstige von den              prüfenden Stellen erhobene Kosten
Sonstige Kosten:      
10. Zahlungsbedingungen: Die Zahlung soll direkt an den Träger erfolgen (s. u.a. Erklärung) 
Geldinstitut:      
IBAN:      
BIC:      

	11. Sonstiges:      

	Erklärung 

Nach § 16 SGB II i.V.m. § 83 Abs. 2 SGB III können Lehrgangskosten unmittelbar an den Träger ausgezahlt werden, soweit diese unmittelbar beim Träger entstehen. Da das Stammrecht bei Direktzahlung an den Träger der Maßnahme weiterhin bei der / bei dem Teilnehmer/in verbleibt, bedarf es einer Übertragung/Abtretung des Anspruchs durch die/den Teilnehmer/in  nicht. Auf der Grundlage der o.a. Bestimmung erbitte ich die unmittelbare Auszahlung der Lehrgangskosten auf das angegebene Konto. 

Die nachfolgenden Zahlungs- bzw. Kündigungsbedingungen, die Voraussetzung für eine Direktzahlung an den Träger sind, werden von mir anerkannt und erfüllt: 

· Die Lehrgangskosten nach § 16 SGB II i.V.m. § 83 Abs. 2 SGB III umfassen alle im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Durchführung der beruflichen Weiterbildungsmaßnahme entstehenden, notwendigen Kosten. Hierzu gehören Kosten für notwendige Eignungsfeststellungen während der Maßnahme, Lehrgangsgebühren einschließlich der Kosten für evtl. erforderliche Betreuung, Lernmittel, Arbeitskleidung, Kosten für die Anfertigung von Prüfungsstücken sowie Prüfungsgebühren und sonstige von den prüfenden Stellen erhobene Gebühren. 

· Die Zahlung der Lehrgangskosten erfolgt in gleichbleibenden Monatsraten. Die Anzahl der Monatsraten entspricht der Anzahl der vollen Teilnahmemonate. Die Höhe des Monatsbetrages ermittelt sich aus der individuellen Teilnahmedauer, die die im Bildungsgutschein festgelegte maximale Weiterbildungsdauer nicht überschreiten darf, und den ggf. anteiligen Lehrgangskosten. 

· Die Monatsraten werden monatlich nachträglich gezahlt. 

· Im Falle eines vorzeitigen Austritts aus einer Maßnahme sind noch zwei der nach dem Ausscheiden (letzter Anwesenheitstag) fälligen Monatsraten zu den entsprechenden Fälligkeitsterminen auszuzahlen. Dies gilt nicht, wenn der Maßnahmeträger den Abbruch zu vertreten hat. 

· Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Teilnehmers wegen Arbeitsaufnahme durch Vermittlung des Bildungsträgers können abweichend von der vorstehenden Regelung Lehrgangskosten bei Maßnahmen, die nicht auf den Erwerb eines anerkannten Berufsabschlusses ausgerichtet sind, mit feststehendem Beginntermin bis zum planmäßigen Maßnahmeende gezahlt werden. Dies setzt voraus, dass eine Nachbesetzung durch einen anderen Teilnehmer nicht möglich ist. Es muss sich hierbei um ein unbefristetes oder auf mindestens 1 Jahr befristetes, versicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis handeln. Der Träger hat hierzu spätestens einen Monat nach Ausscheiden eine schriftliche Erklärung vorzulegen. 

· Überzahlte Lehrgangskosten (z.B. bei Nichtantritt einer Maßnahme) werden unverzüglich nach Aufforderung durch das Jobcenter in einer Summe zurückerstattet. 

· Wird die Zulassung der Maßnahme widerrufen, sind ab diesem Zeitpunkt keine weiteren Monatsraten zu zahlen. 

· Der Teilnehmerin oder dem Teilnehmer wird für den Fall, dass eine Förderung nach dem SGB II nicht erfolgt, ein Rücktrittsrecht eingeräumt. Kosten entstehen hierbei nicht. 

Es wird versichert, dass alle Angaben der Wahrheit entsprechen. Änderungen werden dem Jobcenter des Ennepe-Ruhr-Kreises unverzüglich mitgeteilt. 
Die auf §§ 176 SGB III beruhenden geltenden Regelungen an die Träger der beruflichen Weiterbildung zur Zusammenarbeit mit den Agenturen für Arbeit und den Jobcentern werden von mir anerkannt und erfüllt. 

Die Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit des Bildungsträgers im Sinne des § 178 Nr. 1 SGB III in Verbindung mit § 2 Abs. 1 AZAV erfordert die Einhaltung von gesetzlichen Regelungen über die Zusammenarbeit mit den Agenturen für Arbeit und den Jobcentern. Von besonderer Bedeutung sind hierbei die Vorschriften zur Qualitätssicherung und Leistungsgewährung gemäß §§ 183, 318 SGB III und 61 SGB II in Verbindung mit § 2 Abs. 4 AZAV. 

Die folgenden Punkte stellen im Einzelnen die wichtigsten geforderten Aktivitäten des Bildungsträgers dar:
1. Aktivitäten hinsichtlich geförderte Teilnehmer/innen

Unverzügliche Mitteilung an den zuständigen Integrationscoach des Teilnehmenden des Jobcenters Ennepe-Ruhr-Kreis, wenn

· der Teilnehmende die Bildungsmaßnahme nicht antritt, abbricht, durch Prüfung vorzeitig beendet oder die Prüfung nicht besteht

· eine Verschiebung oder Stornierung einer Bildungsmaßnahme erfolgt

· Fehlzeiten bei einzelnen Teilnehmenden auftreten, unter Angabe der Gründe für die Fehltage

· das Erreichen des Maßnahmeziels bei einem Teilenehmenden gefährdet ist

· sich Änderungen insbesondere zu folgenden leistungsrelevanten Punkten ergeben: Schulungsstätte, Beginn, Ende , Verteilung der Unterrichts- und Praktikumsabschnitte, Ort des Praktikums

2. Aktivitäten hinsichtlich der Maßnahmedurchführung

· Im Rahmen der Maßnahmebetreuung oder Maßnahmeprüfung sind dem Jobcenter Ennepe-Ruhr-Kreis Auskünfte über den Verlauf der Maßnahme zu erteilen

· Einsichtnahme in alle die Maßnahme betreffenden Unterlagen sind zu gewähren

· Festgestellte Mängel sind fristgerecht zu beseitigen.

3. Aktivitäten hinsichtlich der Sicherung des Maßnahmeerfolges

Unterstützung der beruflichen Eingliederung der Teilnehmenden

Erstellung einer Erfolgsbeobachtung nach Maßnahmeablauf, die Aufschluss über die Eingliederung der Teilnehmenden gibt.
Die gegenüber dem Jobcenter des Ennepe-Ruhr-Kreises zum Nachweis erforderlichen Unterlagen werden für die Dauer von 2 Jahren aufbewahrt. 
Datenschutzpflichten des Trägers
Der Träger ist verpflichtet, die datenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere die DSGVO sowie die Vorschriften zum Sozialdatenschutz (§§ 67ff. Zehntes Buch Sozialgesetzbuch, SGB X), einzuhalten. So darf der Träger übermittelte oder erhobene Daten der nach §§ 81 SGB III  geförderten Teilnehmenden nur zur Erfüllung der im Bewilligungsbescheid genannten und arbeitsrechtlichen Pflichten nutzen. Jede Verwendung dieser Daten zu anderen Zwecken ist unzulässig. Der Träger ist zu eigener Datenerhebung für die Förderung unabdingbar erforderlichen Daten berechtigt. 

Die nach §§ 81 SGB III  geförderten Teilnehmenden sind darüber zu informieren, dass für die Gewährung von Leistungen des §§ 81 SGB III Förderung der beruflichen Weiterbildung notwendige Mitteilungen im erforderlichen Umfang an das Jobcenter EN weitergeleitet werden. Den geförderten Teilnehmenden ist – auf deren Verlangen – Einsicht in alle sie betreffenden Unterlagen zu gewähren. Der Träger hat sicherzustellen, dass die Rechte der Teilnehmenden auf Löschung, Sperrung und Auskunft gewahrt bleiben. 

Der Träger ist verpflichtet, sämtliche erhobene und verarbeitete Daten gemäß gesetzlicher und behördlicher Fristen und Vorgaben aufzubewahren, sie sodann jedoch zu löschen. 

Mit den Sozialdaten der geförderten Teilnehmenden dürfen vom Träger nur solche Mitarbeitenden befasst werden, die zuvor nach Art. 32 Abs. 3 DSGVO auf die Wahrung der Vertraulichkeit verpflichtet worden sind. 

Der Träger stellt das Jobcenter EN hinsichtlich vorsätzlicher und grob fahrlässiger Datenschutzverstöße von allen Ansprüchen Dritter frei.
     , den      
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